
Neue Justiz 7/90 295

Ausschöpfung des Verfahrens vor der Schiedsstelle angeru­
fen werden. Eine Anrufung des Kreisgerichts isst auch möglich, 
wenn die Schiedsstelle innerhalb von 2 Monaten nach An­
tragstellung keine Entscheidung getroffen hat. Davon abgelei­
tet wurde festgelegt, daß in Arbeitsrechtssachen zunächst das 
Kreisgericht am Sitz der Schiedsstelle örtlich zuständig ist. 
Besteht keine Schiedsstelle oder braucht diese nicht angeru­
fen zu werden, ist das Kreisgericht am Sitz des Betriebes oder 
des Arbeitsortes oder, wenn der Beschäftigte aus dem Betrieb 
ausgeschieden ist, am Wohnsitz des Beschäftigten zuständig. 
Bei mehreren örtlich zuständigen Kreisgerichten hat der Ar­
beitnehmer die Wahl.

Die Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit wurden 
durch die generelle Bestimmung ergänzt, daß eine einmal be­
gründete örtliche Zuständigkeit auch dann bestehen bleibt, 
wenn die Voraussetzungen für die Begründung der Zustän­
digkeit nachträglich weggefallen sind (§ 26).

Im Zusammenhang mit den Vorschriften über die Prüfung 
der Klage wurden die erforderlichen Zusammenhänge zwi­
schen § 28 und § 31 hergestellt. Die Prüfungspflicht des Ge­
richts soll sich künftig neben der Ordnungsmäßigkeit und 
Schlüssigkeit auch auf die Frage erstrecken, ob die Vorausset­
zungen für eine Verhandlung und Entscheidung in der Sache 
vorliegen. Fehlen die Sachentscheidungsvoraussetzungen des 
§ 31, ist die Klage durch Beschluß als unzulässig abzuweisen 
(§28 Abs. 3). Die Möglichkeit, bereits im Prüfungsstadium 
eine Klage als offensichtlich unbegründet abzuweisen, wurde 
beseitigt.

Die Möglichkeiten der Beendigung des Verfahrens durch 
Klagerücknahme wurden im Verhältnis zum bisherigen 
Rechtszustand erheblich vereinfacht (§ 30). Das gilt analog für 
die Rücknahme der Berufung (§ 155). Die Rücknahme der 
Klage vor Erlaß des Urteils beendet das Verfahren, ohne daß 
es dazu einer Mitwirkung des Verklagten bedarf. Nach Erlaß 
des Urteils ist eine Rücknahme nur wirksam, wenn der Ver­
klagte vor Eintritt der Rechtskraft der Klagerücknahme zu­
stimmt. Eine Rücknahme der Klage ist nur dann dem Ver­
klagten zuzustellen, wenn ihm die Klage bereits zugestellt 
war, und dem Staatsanwalt nur, wenn er in der Sache ein 
selbständiges Klagerecht hat.

Neu eingeführt wurde die Widerklage. Der Verklagte kann 
danach bei dem Gericht der Hauptsache seine Ansprüche ge­
gen den Kläger bis zur abschließenden Stellungnahme (vgl. 
§ 64) durch Erhebung einer Widerklage geltend machen. Auf 
die Widerklage sind die Bestimmungen über die Klage ent­
sprechend anzuwenden (§ 33 a), wobei die Möglichkeit eröffnet 
wurde, über eine Widerklage, deren Gegenstand in keinem 
tatsächlichen oder rechtlichen Zusammenhang mit der Klage 
steht, in einem getrennten Verfahren zu verhandeln und zu 
entscheiden. Bei dieser Gelegenheit wurde klargestellt, daß, 
wenn in einer Ehesache vom Verklagten in der mündlichen 
Verhandlung ebenfalls die Auflösung der Ehe beantragt wird, 
dieser Antrag wie eine Widerklage zu behandeln ist, d. h. es 
ist erforderlich, darüber eine Entscheidung zu treffen.

Von prinzipieller Bedeutung sind die Änderungen über 
den Abschluß gerichtlicher Einigungen (§ 46) .3 4 Die Beendigung 
eines Rechtsstreits durch eine Einigung steht allein in der Dis­
position der Prozeßparteien. Eine Überprüfung oder Bestäti­
gung des Inhalts der Vereinbarung durch das Gericht ist nicht 
mehr vorgesehen. Die Einigung, die sich auch auf die Kosten 
des Verfahrens erstrecken soll, ist in dem von den Prozeß­
parteien genehmigten Wortlaut zu protokollieren. Die Wider­
rufsfrist von 2 Wochen beginnt mit der Zustellung der Eini­
gung. Auf den Widerruf kann, wie bereits jetzt vorgesehen, 
verzichtet werden. Auch in Ehesachen kann eine für den Fall 
der Auflösung der Ehe geschlossene Einigung über die mit der 
Ehescheidung verbundenen Ansprüche bis zum Erlaß des Ur­
teils jederzeit widerrufen werden. Nach Erlaß des Urteils ist 
ausschließlich eine Anfechtung der Einigung im Wege der Be­
rufung zulässig, die nur darauf gestützt werden kann, daß 
keine Einigung Vorgelegen habe. Einer gerichtlichen Bestäti­
gung bedürfen künftig nur noch Einigungen über das elter­
liche Erziehungsrecht und über den Umgang mit den in der 
Ehe geborenen Kindern. Die Bestätigung erfolgt im Ehe­
urteil.

Auch die Änderungen im Eheverfahren sind grundsätzli­

cher Art (vgl. §§ 48 bis 51). Hier wurde auf die in der bisheri­
gen Diskussion unterbreiteten Vorschläge der Familenrecht- 
ler und Prozeßrechtler zurückgegriffen/* Ziel der Änderungen 
ist es, das Ehescheidungsverfahren in seinem rechtlichen und 
moralischen Gehalt entschieden aufzuwerten unter gleichzei­
tigem Verzicht auf überholte Regelungen, die sich nicht be­
währt haben. Unter diesem Aspekt wird insbesondere die bis­
herige Trennung von Aussöhnungsverhandlung und streitiger 
Verhandlung aufgehoben.

Das neu geschaffene einstufige Verfahren ist gekennzeich­
net durch das generelle Bemühen des Gerichts, zur Aufrecht­
erhaltung der Ehe beizutragen und die Rechte der von der 
Ehescheidung betroffenen Kinder zu wahren. Das Verfahren 
ist auf eine komplexe Lösung der mit der Trennung der Ehe 
verbundenen Fragen persönlicher und vermögensrechtlicher 
Art gerichtet.

Im Beweisrecht (§ 52 ff.) wurden zahlreiche Bestimmungen 
neu geordnet, präzisiert und mit den eingangs erwähnten 
Prozeßmaximen in Übereinstimmung gebracht. Von zentraler 
Bedeutung ist die neu gefaßte Vorschrift des § 52. Sie stellt 
zunächst fest, daß, falls bei der Feststellung des für die Ent­
scheidung erheblichen Sachverhalts Tatsachen unaufgeklärt 
oder streitig geblieben sind, darüber Beweis zu erheben ist. 
Das Gericht entscheidet darüber, welche Beweise zu erheben 
sind. Dabei hat es grundsätzlich allen Beweisangeboten der 
Prozeßparteien stattzugeben, die für die Feststellung des 
Sachverhalts erheblich sein könnten. Dieses Grundprinzip 
gilt für alle vermögensrechtlichen Streitigkeiten. Anders ist 
die Beweisregelung in Statussachen (Ehe-, Kindschafts-, Ent- 
mündigungs- und Todeserklärungssachen) und ihnen gleich­
zustellenden Angelegenheiten. Hier erfolgt die Beweiserhe­
bung von Amts wegen. Das Gericht kann über Tatsachen Be­
weise erheben, die nicht von den Prozeßparteien vorgebracht 
worden sind.

In jedem Fall einer Beweiserhebung hat das Gericht eine 
Beweisanordnung zu erlassen, in der eine genaue Bezeichnung 
der beweisbedürftigen Tatsachen und der Beweismittel ent­
halten sein muß. Die Prozeßparteien sind darüber zu unter­
richten. Eine derartige Beweisanordnung ist nur dann nicht 
erforderlich, wenn Beweis durch Urkunden oder andere Be­
weisgegenstände (§ 63) erhoben werden soll und diese dem 
Gericht vorliegen.

Ebenfalls neu ist eine Ergänzung des § 70, wonach in Fäl­
len der Versäumnis einer prozessualen Frist die Befreiung 
von den Folgen der Fristversäumnis auch ohne Antrag be­
schlossen werden kann, wenn die Handlung zwar verspätet 
gegenüber dem Gericht vorgenommen wurde, aber offensicht­
lich kein Verschulden der Prozeßpartei vorliegt.

Als letzte wichtige Neuregelung im Rahmen des Erkennt­
nisverfahrens sind die neuen Vorschriften über die Zulässig­
keit von Urteilen ohne bzw. mit einer verkürzten schriftlichen 
Begründung zu erwähnen. Im Ergebns der darüber im Kreis 
der Praktiker seit längerer Zeit geführten Diskussion wurde 
folgender Regelung der Vorzug gegeben: In Zivil- und Fami­
liensachen (nicht in Arbeitsrechtssachen) kann von einer 
schriftlichen Begründung des Urteils abgesehen werden, wenn 
die Prozeßparteien nach Verkündung des Urteils auf eine 
schriftliche Begründung und auf Rechtsmittel verzichtet ha­
ben. In Zivilsachen und Familiensachen — außer Ehesachen — 
kann von einer schriftlichen Begründung auch dann abgese­
hen werden, wenn der in der mündlichen Verhandlung an­
wesende Verklagte zustimmt, zur Klage Stellung genommen 
hat und die Entscheidung dem Antrag des Klägers entspricht 
oder wenn der Verklagte nicht zur mündlichen Verhandlung 
erschienen ist und sich entweder schriftlich zustimmend zur 
Klage geäußert oder sich nicht am Verfahren beteiligt hat.

In allen Fällen, in denen von einer schriftlichen Begrün­
dung abgesehen wird, sind im Urteilsspruch Angaben über 
den Anspruch (z. B. Schadenersatz, Darlehen) zu machen und 
bei Entscheidungen über wiederkehrende Leistungen, die hier­
für maßgeblichen Umstände zu nennen, soweit sich diese 
nicht aus dem Urteilsspruch selbst ergeben. Das ist notwendig,

3 Vgl. dazu auch H. Kietz/C. Schröpfer, „Zu einigen Aspekten der ge­
richtlichen Einigung de lege ferenda“, NJ 1989, Heft 6, S. 246 ff.

4 Vgl. P. Lingelbach, „Neugestaltung des Eheverfahrens in der ZPO“, 
NJ 1989, Heft 8, S. 327 f.


